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Zur Lage der Freelancer
Der digitale Marktplatz
Gastkommentar
von OLIVER FIECHTER
In der Welt der Netzwerke steht der Mensch als
Arbeitskraft im Wettbewerb mit Maschinen. Das
Resultat ist zwiespältig: Bereits heute fallen Mil-
lionen von Arbeitnehmern der Rationalisierung
zum Opfer und werden aus ihren festen Anstel-
lungsverhältnissen gedrängt. Die sogenannte
«Freelance-Economy» ist daran, die Art der Be-
schäftigung grundlegend zu verändern: Anstatt
ein ganzes Arbeitsleben lang in des gleichen
Arbeitgebers Sold zu stehen, jobbtman auf eigene
Rechnung für verschiedene Auftraggeber.
In der Schweiz arbeiten gemäss einer Studie
von Deloitte (2016) rund 25 Prozent der Bevölke-
rung im erwerbsfähigen Alter als Freelancer. Fast
jeder dritte Nicht-Freelancer plant, sich in den
nächsten zwölf Monaten als solcher zu betätigen.
In denUSAgehen derzeit rund 53MillionenMen-
schen haupt- oder nebenberuflich projektbasier-
ten, temporären oder zusätzlichen Tätigkeiten
nach. Bis 2020 sollen es rund die Hälfte aller
Arbeitskräfte sein, so die Prognosen. In Deutsch-
land liegt der Anteil des Freelance-Marktes bei
rund 15 Prozent.
Was für den sekundären Sektor ein neues Phä-
nomen sein mag, ist für die Wissensarbeiter und
Kreativen hingegen ein alter Zopf. Die Kreativ-
industrie ist eine Vertreterin der Ur- und Früh-
geschichte der Freelance-Economy. Die struktu-
rellen Herausforderungen der Kreativindustrie
kann man gut und gerne nutzen, um die künftigen
Herausforderungen der gegenwärtig aufstreben-
den Wirtschaftsordnung zu extrapolieren.
Plakate, Anzeigen, Zeitschriften, Comics, Fil-
me, Musik, Videospiele – sie alle sind nicht nur
Teil unserer Kultur, sondern als Kreativindustrie
ein bedeutender Wirtschaftszweig. Der Handel
mit kreativen Gütern und Dienstleistungen er-
reichte 2013 gemäss dem «Unesco Creative Eco-
nomy Report» den Rekordwert von 924 Milliar-
den Dollar. In nur zehn Jahren hat er sich damit
nahezu verdreifacht. DerMarkt ist global, und die
Transaktionskosten sind gering, denn die Kern-
leistungen sind weitgehend digitalisierbar und
weisen kaum noch Grenzkosten auf.
Die Kreativen sind gut ausgebildet, mobil und
digital affin. Sie haben eine Präferenz für flexibles,
zeit- und ortsunabhängiges Arbeiten, für Ab-
wechslung und Sinnhaftigkeit. Sie sind ausge-
prägte Individualisten mit einem hohen ästheti-
schen Anspruch. Im Fokus steht stets das nächste
Projekt, nicht die Geschäftsadministration, die
Debitorenbuchhaltung oder die optimale Ver-
marktung. Zudem weist die Kreativindustrie eine
Mikrostruktur auf: Bei einem Kreativauftrag
durchläuft die Wertschöpfung vom eigentlichen
Auftraggeber, demBrand, über dieWerbeagentur
und den umsetzendenKreativen rasch einmal fünf
bis sechs Marktstufen. Dies verschlimmert ein
ohnehin systemimmanentes Problem der Bran-
che: die Liquidität. Es ist üblich, dass Honorare an
nachgelagerte Marktstufen erst bezahlt werden,
wenn die Stufen davor ihr Geld erhalten haben.
Beim Letzten in der Nahrungskette können sich
die Fristen auf viele Monate summieren.
Die Folgen dieses schwer planbaren, schwan-
kenden Auftragsvolumens sind ein beträchtliches
Liquiditäts- und Bonitätsrisiko. Sogar gutverdie-
nende Freischaffende mit einem Jahreshonorar-
ertrag von über 200 000 Franken bekunden häu-
fig Mühe, einen Kontokorrent-Kreditrahmen
oder eine Kreditkarte zu erhalten, weil sie auf-
grund ihres kleinteiligen Geschäfts und ihres
unregelmässigen Einkommens durch das Krite-
rienraster einer klassischen Bank fallen. Er-
schwerend kommt hinzu, dass im Gegensatz zum
Freelancer-Arbeitsmarkt der Trend im Absatz-
markt in Richtung Monopolisierung geht: Im
Markt für Fashion- und Luxusprodukte herr-
schen starke Konsolidierungstendenzen; einige
wenige Konglomerate erlangen marktdominie-
rende Stellungen, was die Position der Freelancer
zusätzlich schwächt.
Elektronische Marktplätze stellen hier eine
neue Chance dar. Die – wenn auch aus Gründen
unfairen Wettbewerbs, aus Strukturerhaltungs-
und Steuergründen nicht unumstrittenen – Bei-
spiele der Taxi-App Uber oder der Übernach-
tungsplattform Airbnb zeigen, wie ein dezentral
organisiertes Freelancer-System innerhalb weni-
ger Jahre so machtvoll werden kann, dass selbst
althergebrachte Industriestrukturen ausgehebelt
werden.
Die Herkulesaufgabe der Freelance-Economy
besteht darin, die traditionelle Skalenökonomie
zu überwinden. Im neuen System werden die
Kleinunternehmer mit fast unüberwindbaren
Hürden konfrontiert, sei es, weil sie zu lange auf
ihr Geld warten müssen, oder sei es, dass sie sozial
zu wenig abgesichert sind (Krankenkasse, Alters-
vorsorge). Deshalb müssen wir umdenken und
digitale Plattformen entwickeln, die insbesondere
den aus dem alten System gedrängten Arbeits-
kräften helfen, sich in der neuen Welt der totalen
Flexibilität strukturiert zu integrieren. Das bedeu-
tet, dass sichKleinstunternehmer schwarmartig zu
virtuellen Gemeinschaften zusammenschliessen
können müssen, um so ihre Bedürfnisse nach
finanzieller und sozialer Sicherheit bündeln und
befriedigen zu können.
Oliver Fiechter ist Mitinhaber und CEO der weltweit
tätigen RPRT-Gruppe, einer Dienstleisterin für die
internationale Kreativindustrie. Er ist zudem Co-Autor
des bei NZZ-Libro kürzlich erschienenen Buchs «Aufstieg
der digitalen Stammesgesellschaft», das sich mit der
digitalen Transformation unserer Gesellschaft befasst.
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Geschätzte 600 Millionen Franken Verzugszinsen
hat der Bund in den letzten drei Jahren rund 200
Unternehmen in Rechnung gestellt. Diese hatten
im Zusammenhang mit Gewinnausschüttungen
Meldungen an die Eidgenössische Steuerverwal-
tung (ESTV) nicht rechtzeitig vorgenommen.
Während in den Jahren 2004 bis 2012 bei der Ver-
rechnungssteuer Bussen und Verzugszinsen von
jährlich 20 bis 40 Millionen Franken eingenom-
men wurden, schnellte der in Rechnung gestellte
Betrag alleine im Jahre 2013 in dieHöhe, und zwar
auf rund 320 Millionen Franken.
Auslöser für den sprunghaften Anstieg bei der
Einforderung von Verzugszinsen war ein Bundes-
gerichtsurteil von 2011: Das höchste Gericht ent-
schied, dass bei Dividenden, die innerhalb eines
Konzerns ausgeschüttet werden, nachträglich die
Verrechnungssteuer abgeführt werden muss, falls
die Transaktion der ESTV nicht innerhalb der
Frist von dreissig Tagen gemeldet worden ist. Seit
drei Jahren beschäftigt sich nun das Bundesparla-
ment mit den Auswirkungen dieses Entscheids. In
beiden Kammern hat sich die Auffassung durch-
gesetzt, dass es rechtssystematisch verfehlt ist, die
Erfüllung der Verrechnungssteuerpflicht durch
Meldung zu verweigern und Verzugszinsen bei
verspäteter Meldung zu erheben, wenn doch von
Anfang an klar ist, dass der Bund die nachträglich
erhobene Verrechnungssteuer wieder zurück-
erstatten muss. Wie kann man unter diesen Um-
ständen Millionen Verzugszinsen in Rechnung
stellen, wo doch der Bund bloss Depositär der
Verrechnungssteuer und die Muttergesellschaft
der wirtschaftlich Berechtigte ist?
Die Pie`ce de Re´sistance imGesetzgebungsver-
fahren bleibt jedoch die Frage, ob das neue, mil-
dereRecht auch für die bestehenden Fälle zurAn-
wendung gelangen soll, wie dies der Nationalrat
will. Kritiker der umstrittenen Übergangsbestim-
mung sprechen von einem verfassungsrechtlichen
Sündenfall und stützen sich dabei auf ein Rechts-
gutachten des Bundesamts für Justiz. Eine sofor-
tige Anwendung der neuen Regelung auf bereits
in Rechnung gestellte Verzugszinsen würde gegen
das Rückwirkungsverbot verstossen, so die Argu-
mentation. Doch verbietet dieVerfassung tatsäch-
lich die Anwendung des milderen Rechts auf die
in der Schwebe stehenden Verzugszinsforderun-
gen von 600 Millionen Franken? Verzugszinsen
haben gemäss Bundesgericht zum Zweck, den
Zinsverlust des Gläubigers und den Zinsgewinn
des Schuldners auszugleichen. In einemEntscheid
bezeichnete das Bundesgericht damals vom Kan-
ton Tessin erhobene Steuerzinsen als verfassungs-
widrig, weil sie offensichtlich keinenAusgleich für
einen vom Gläubiger erlittenen Zinsnachteil in-
folge Säumnis des Schuldners darstellten. Genau
dies trifft auf die nun vom Bund in Rechnung ge-
stellten Verzugszinsen von rund 600 Millionen
Franken zu. Zwar müssen Unternehmen, die ihre
konzerninternen Dividendenausschüttungen
nicht innerhalb von dreissig Tagen imRahmen des
Meldeverfahrens der ESTV mitteilten, nach dem
oben erwähnten Bundesgerichtsurteil nachträg-
lich die Verrechnungssteuer abführen. Die Kon-
zerne können die Verrechnungssteuer jedoch
sofort (i. d. R. innert dreissig Tagen) wieder zu-
rückerstatten lassen. Dennoch erhebt die ESTV
Verzugszinsen von 5 Prozent. Dies geschieht, ob-
wohl weder beim Unternehmen, das die Divi-
dende ausgeschüttet hat, noch bei der Mutter-
gesellschaft, die die Dividende erhält und als Er-
trag verbucht, irgendeine ungerechtfertigte Berei-
cherung eintritt. Auch der Bund erleidet durch die
verspätete Meldung keinen Schaden.
Infolge der derzeitigen Praxis werden Verzugs-
zinsen erhoben, die weder eine Abschöpfung
eines Zinsgewinns imKonzern noch eine Entschä-
digung für einen Zinsverlust beim Bund darstel-
len. Die bei Verpassen der Meldefrist erhobenen
Verzugszinsen dienen nicht dem Ziel, irgendeinen
Schaden zu kompensieren oder einen ungerecht-
fertigten Vorteil abzuschöpfen. Sondern sie
schiessen weit über den vom Bundesgericht um-
schriebenenZweck vonVerzugszinsen hinaus und
erweisen sich als willkürlich. Sie lassen sich insbe-
sondere auch nicht mit Rechtsgleichheitsüberle-
gungen rechtfertigen. Nach den vom Europäi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR)
entwickelten Kriterien stellen die erhobenen Ver-
zugszinsen gar Strafen dar, da sie nicht auf die
finanzielleWiedergutmachung eines Schadens ab-
zielen, sondern im Ergebnis vorwiegend strafen-
den Charakter haben.
Die Gesetzesreform will diese willkürlichen und
ungerechtfertigten Strafzinsen beseitigen und einen
verfassungskonformen Zustand herstellen – auch
rückwirkend. Eine entsprechende Übergangs-
bestimmung steht im Einklang mit anderen Geset-
zesrevisionen. Erinnert sei beispielsweise an das
Vorgehen bei der Aufhebung der Erbenbussen.
Der Gesetzgeber sah es als notwendig an, den da-
maligen Verstoss gegen die Verfassung und die
Europäische Menschenrechtskonvention rückwir-
kend zu beseitigen. Die Übergangsbestimmung
hielt entsprechend fest, dass bereits ausgefällteBus-
sen nicht mehr vollstreckbar sein sollen. Die vorge-
schlagene Rückwirkung ist in zeitlicher Hinsicht
sachlich begründet und damit verhältnismässig. Sie
verschafft dem Rechtsgleichheitsgebot Nachach-
tung und kommt einem Akt der Fairness gleich.
Rene´ Matteotti ist Professor an der Universität Zürich
und hat für Expertsuisse ein Rechtsgutachten zur
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